
bildung der Volksrichter gewehrt, die für die Zukunft 
ihre Tätigkeit eingeengt hätte. Wir fanden in dieser 
Frage die Unterstützung der Parteiführung der SED 
und der SMAD, so daß bereits während des ersten Lehr­
gangs entschieden wurde, die allseitige Ausbildung der 
Volksrichter zu sichern.
Natürlich entstanden bei der Durchführung der Lehr­
gänge ständig neue Probleme: Wir mußten sehr aufpas­
sen, daß sich — vor allem unter dem Einfluß bürger­
licher Lehrkräfte, meist Rechtsanwälte oder Repetito­
ren — kein formaljuristischer Lehrbetrieb entwickelte, 
sondern das Wissen möglichst lebendig vermittelt 
wurde. Die Überwindung des Rechtspositivismus, die 
allmähliche Einführung der marxistischen Staats- und 
Rechtslehre in den Unterricht war das Hauptproblem. 
Sehr ernsthaft war aber auch der Hinweis der SMAD, 
die Leitungen der Lehrgänge müßten sich vor allem 
um die Teilnehmer aus der Arbeiterklasse kümmern.
Die Erfahrungen der Lehrgänge des ersten Jahres führ­
ten dazu, daß der SMAD-Befehl Nr. 193 vom 6. August 
1947 gewisse Neuerungen festlegen konnte: Die ur­
sprüngliche Lehrgangsdauer von sechs Monaten, die in 
der Zwischenzeit schon auf acht Monate erweitert wor­
den war, wurde nun auf ein Jahr ausgedehnt; dem­
entsprechend wurde eine größere Anzahl von Teilneh­
mern — 50 bis 60 je Lehrgang — aufgenommen. Es 
wurde auch besonderer Wert auf die Erfüllung politisch­
moralischer Anforderungen gelegt, und es wurden auch 
schon gewisse Formen der Vorbereitung auf den Lehr­
gang eingeführt, z. B. in Parteischulen, durch ein Vor­
praktikum u. ä.
Trotz aller Schwierigkeiten — ideologischer wie organi­
satorischer Natur — ist es gelungen, auf den Richter­
schulen die Kader der neuen demokratischen und sozia­
listischen Justiz heranzubilden. Das ist entscheidend 
darauf zurückzuführen, daß es stets einen engen Kon­
takt zur Partei der Arbeiterklasse gab, daß sich in den 
Richterschulen intensiv arbeitende Grundorganisatio­
nen der SED bildeten, in denen die Lehrgangsteilneh­
mer zur politisch-ideologischen Auseinandersetzung, zur 
parteilichen Anwendung des überkommenen Rechts er­
zogen wurden.
Man kann sagen, daß etwa zur Zeit der Gründung der 
DDR die soziale Umschichtung der Richter und Staats­
anwälte im wesentlichen vollzogen war: 43 Prozent der 
Richter und 53 Prozent der Staatsanwälte stammten aus 
der Arbeiterklasse, aus Angestellten- und Bauem- 
familien. Nach Abschluß des 4. Richterlehrgangs im 
Jahre 1950 waren mehr als die Hälfte aller Richter und 
Staatsanwälte Volksrichter. Sie bildeten den Kern der 
Mitarbeiter in der Rechtspflege.
Zugleich mit der sozialen Umschichtung war in der 
sowjetischen Besatzungszone noch ein anderes Problem 
gelöst worden: die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau in der Justiz. Von Anfang an wurden Frauen 
ganz selbstverständlich als Richter und Staatsanwälte 
anerkannt. 1948 waren insgesamt etwa 100 Frauen Rich­
ter oder Staatsanwalt; im Jahre 1932 — um das zum 
Vergleich zu sagen — waren es in ganz Deutschland nur 
21 gewesen. Und wir hatten durchschnittlich in jedem 
Richterlehrgang etwa 25 Prozent Frauen als Teilneh­
mer.
Als 1952 in Übereinstimmung mit dem allgemeinen Staats­
aufbau auch die Organisation der Gerichte und Staats­
anwaltschaften geändert Wurde, konnten wir eine gute 
Bilanz unserer Kaderarbeit ziehen: Fast alle Direkto­
ren der Bezirksgerichte und Bezirksstaatsanwälte waren 
Absolventen der Richterschulen. Im gleichen Jahr waren 
beim Obersten Gericht 12, beim Generalstaatsanwalt der 
DDR 31 und im Ministerium der Justiz 6 Absolventen 
dieser Lehrgänge tätig.

Um wieder auf unseren Ausgangspunkt zurückzukom­
men: Natürlich ging es in der Arbeit der ersten Jahre 
bei der Durchsetzung des SMAD-Befehls Nr. 49 nicht 
nur um die Ausbildung neuer Richter und Staats­
anwälte. Aber man darf wohl sagen, daß mit der Ent­
wicklung neuer Justizkader aus der Arbeiterklasse und 
der werktätigen Bauernschaft, mit der menschlichen 
Erneuerung des Justizapparates eine oder vielleicht die 
entscheidende Voraussetzung für den Aufbau einer de­
mokratischen, sozialistischen Rechtspflege geschaffen 
wurde.

Redaktion:
Am Beispiel der „Juristenreform" haben Sie eben sehr 
plastisch dargelegt, wie von Beginn der antifaschistisch­
demokratischen Umgestaltung der Justiz an Maßnah­
men der SMAD und Aktivitäten der deutschen Justiz­
organe miteinander verschmolzen. Wir möchten Sie, Ge­
nossin Benjamin, zum Abschluß bitten, noch etwas dar­
über zu sagen, welche Erkenntnisse Sie persönlich in 
der engen Zusammenarbeit mit sowjetischen Genossen 
gewonnen haben.

Genossin Benjamin:
Ich erwähnte schon, daß auf allen Ebenen, angefangen 
mit den Genossen der SMAD und den Mitarbeitern der 
Deutschen Justizverwaltung bis hinunter zu den ört­
lichen Kommandanten und den in deutschen Verwal­
tungsorganen tätigen Genossen, ein enger Kontakt be­
stand. In Beratungen der verschiedensten Form vermit­
telten uns die sowjetischen Genossen praktische Lehren 
und theoretische Erkenntnisse, die für unsere tägliche 
Arbeit unerläßlich waren.
Mit zu meinen ersten wichtigen Erkenntnissen gehörte, 
daß die Justiz im demokratischen Staat keine Sonder­
stellung einnimmt. Die Überwindung der bürgerlichen 
Lehre von der Gewaltenteilung bedeutete eben auch, 
Klarheit darüber zu gewinnen, daß, wie Lenin sagte, die 
Gerichte eine der Funktionen der Staatsverwaltung aus­
üben.
Die sowjetischen Genossen gaben uns vielfach Rat­
schläge, deren theoretischen Kern wir manchmal erst 
später erkannt haben. Ich erinnere nur an die Empfeh­
lungen zur Differenzierung bei der Einschätzung der 
Straftaten und bei der Strafzumessung, an die Hin­
weise zum Aufbau und zur Struktur unseres Justiz­
wesens und schließlich an die warmherzige Ermahnung, 
mit den Menschen, sowohl mit den Bürgern, die bei den 
Justizorganen vorsprechen, als auch mit den Justiz- 
kadem selbst, unbürokratisch zu arbeiten.
Die politisch-ideologische Bedeutung dieser und anderer 
Lehren, ihr innerer Zusammenhang wurde mir erst 
vollständig klar, als ich im Juni 1952 mit der ersten 
Juristendelegation aus der DDR in der Sowjetunion 
weilte, um dort den Gerichtsaufbau und die Tätigkeit 
der Justizorgane zu studieren. Diese Studienreise ist 
in meiner Erinnerung die schönste und schöpferischste, 
an der ich je teilgenommen habe. Ich glaube, daß sich 
das auch in meinem Bericht widerspiegelt, der in NJ 
1952 S. 345 ff. veröffentlicht wurde.
Wenn ich meine damaligen Notizen ansehe, dann bin 
ich eigentlich von ihrer Aktualität überrascht. Wir 
haben damals hervorgehoben, daß die enge Zusammen­
arbeit von Gericht, Justizverwaltung und Staatsanwalt­
schaft — bei klarer Trennung ihrer Kompetenzen — eine 
objektive Notwendigkeit ist. Wir waren beeindruckt von 
der unmittelbaren, lebendigen Verbindung zwischen 
allen Justizorganen und der Bevölkerung: Bei jedem 
Justizorgan — so hatten wir festgestellt —, sei es beim 
Rayon-Staatsanwalt, beim Volksgericht, bei den Ober­
sten Gerichten oder beim Generalstaatsanwalt der
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